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Städteverband Schleswig-Holstein – Reventlouallee 6 – 24105 Kiel 

An die  
Oberbürgermeister/Bürgermeister  
der kreisfreien Städte sowie der großen 
kreisangehörigen Stadt Norderstedt 

Tel. 0431 - 57 00 50 30 
Fax: 0431 - 57 00 50 35 
e-mail: info@staedteverband-sh.de 
Internet: www.staedteverband-sh.de

Per E-Mail 

Unser Zeichen: 70.13.26 mx-wo 
(bei Antwort bitte angeben)

Datum: 4. Januar 2016 

Vereinbarung zur regionalen Entsorgung freigegebener Abfälle aus Kernkraftwerken 

Sehr geehrte Herren, 

im Anschluss an die Beratungen im Vorstand des Städtetages am 28.09.2015 hat die Ge-
schäftsstelle den Minister für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, 
Herrn Dr. Habeck, das als Anlage 1 beigefügte Schreiben mit einer Rückmeldung des Städ-
teverbandes Schleswig-Holstein zu der geplanten Vereinbarung übersandt. 

Das als Anlage 2 beigefügte Schreiben des Ministers, mit dem er auch die aus Ihrer Mitte 
aufgeworfenen Fachfragen beantwortet, erhalten Sie mit der Bitte um Kenntnis. Sollte eine 
weitere inhaltliche Abstimmung im Rahmen der nächsten Vorstandssitzung bzw. der Mitglie-
derversammlung als erforderlich angesehen werden, bitte ich um einen entsprechenden 
Hinweis. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jochen von Allwörden 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 

Anlage 1 zur Niederschrift Nr. 23 Sitzung des Ausschusses  für Umwelt, Sicherheit und Ordnung und Polizeibeirat am 19.01.2016 
TOP 5.2.1
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Städteverband Schleswig-Holstein – Reventlouallee 6 – 24105 Kiel 

Ministerium  
für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume 
Herrn Minister Dr. Robert Habeck 
Mercatorstraße 3 
24106 Kiel 

Tel. 0431 - 57 00 50 30 
Fax: 0431 - 57 00 50 35 
e-mail: info@staedteverband-sh.de 
Internet: www.staedteverband-sh.de

Per E-Mail: cortina.carstens@melur.landsh.de 

Unser Zeichen: 70.13.26 mx-wo 
(bei Antwort bitte angeben)

Datum: 12. November 2015 

Vereinbarung zur regionalen Entsorgung freigegebener Abfälle aus Kernkraftwerken 

Sehr geehrter Herr Minister, 

wir kommen zurück auf Ihr Schreiben vom 07.07.2015 sowie unsere Zwischennachricht vom 
07.09.2015, in dem wir Ihnen eine verbindliche Rückmeldung des Städteverbandes Schles-
wig-Holstein angekündigt haben. 

Zunächst danken wir Ihren Mitarbeitern für die fachlich fundierte und umfassende Darstel-
lung der Thematik in der Sitzung unseres Ausschusses für Städtebau und Umwelt am 
14.10.2015. Bedauerlicherweise ist es weder mir noch den Vorstandsmitgliedern des Städte-
tages und auch des Städtebundes möglich, an der Informationsveranstaltung am 30.11.2015 
teilzunehmen, da wir gleichzeitig eine Mitgliederversammlung des Städteverbandes Schles-
wig-Holstein durchführen. Gerne werde ich Ihre Einladung zu dieser Veranstaltung in unse-
ren Verbandsbereich weitergeben und um eine Teilnahme werben. 

Nach einer intensiv erfolgten Befassung mit den von Ihnen zur Verfügung gestellten Unterla-
gen in der letzten Sitzung des Vorstandes des Städtetages Schleswig-Holstein, kann ich 
Ihnen heute folgende Rückmeldung geben: 
Der Gedanke einer Gesamtverantwortung für die im Land Schleswig-Holstein derartig anfal-
lenden Materialien, ggf. auch aus radioaktiven Prozessen, wird von den Städten grundsätz-
lich begrüßt und ist nachvollziehbar. Als einen wichtigen Punkt bei der Entsorgung der Abfäl-
le aus Kernkraftwerken sehen wir nicht ausschließlich die ordnungsgemäße und schadlose 
Abfallentsorgung, sondern vor allem auch die gesellschaftspolitische Akzeptanz von ortsna-
hen Entsorgungsmaßnahmen für die diffus als gefährlich angesehene Abfälle. 

Vor einer abschließenden Bewertung Ihres Vorgehens sowie einer ggf. abzugebenden Ab-
sichtserklärung des Städteverbandes als Interessenvertreter der kreisfreien Städte zu einer 
gemeinsamen Vereinbarung, bitten wir daher zunächst um Beantwortung einiger für uns 
noch nicht endgültig geklärter Sachfragen. 

Anlage 1
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1. Wir vermissen sowohl in Ihrem Schreiben vom 07.07.2015 als auch im Positions- und 
Eckpunktepapier Ihres Hauses klare Hinweise auf die Verantwortung der KKW-Betreiber 
für den Rückbau der Anlagen 
Wir bitten darum, die KKW-Betreiber-Verantwortung vollständig darzulegen und auch die 
Frage nach einer evtl. von dieser zu finanzierenden oder zu betreibenden Einlagerungs-
einrichtung zu klären. 
 

2. Im Punkt „Abfallrecht: Zuständigkeiten und Entsorgungskapazitäten“ wird auf Seite 4, 
Absatz 2 ausgeführt, dass als Ultima Ratio, wenn die Beteiligten keine Entsorgungsmög-
lichkeit finden, es unter engen Voraussetzungen auch die Möglichkeit gibt, die Abfälle 
geeigneten Deponien oder Verbrennungsanlagen zuzuweisen. Im Zusammenhang mit 
den im Entwurf einer Eckpunktevereinbarung noch näher zu spezifizierenden Rahmen-
bedingungen für eine gesicherte ortsnahe Verwertung und Beseitigung bitten wir um 
nachvollziehbare Erläuterung der Befugnisse des MELUR zur eigenständigen Zuwei-
sung der Materialien an die öffentlich-rechtlichen Entsorger und die dafür zwingenden 
Voraussetzungen. 
 

3. Bis zur „Entlassung“ von Rückbauabfällen aus der Hierarchie des Atomgesetzes und der 
Strahlenschutzverordnung besteht keine Zuständigkeit der Unteren Abfallentsorgungs-
behörde für eine mögliche Ablagerung der freigegebenen Abfälle aus den Kernkraftwer-
ken. Die kommunale Zuständigkeit und die u.U. entgegenstehenden Rechtsnormen von 
der kommunalen Gestaltungsfreiheit bis zum Bodenschutz bitten wir rechtssicher und 
örtlich zutreffend zu prüfen und zu bewerten. 
 

4. Wir bitten darum wissenschaftlich darzulegen, ob bzw. wie die Einlagerung oder der 
Einbau der in Rede und für sich jeweils unter den Grenzwerten liegenden Stoffe und 
Mengen in ihrer Gesamtwirkung die Hintergrundradioaktivität beeinflusst. 

 
Zum jetzigen Zeitpunkt müssen wir festhalten, dass es für ein inhaltliches Votum des Städte-
verbandes Schleswig-Holstein bislang an weiteren fachlichen Informationen fehlt. 
Wir sehen die bevorstehende Aufgabe als eine große Herausforderung, nicht nur für das 
Land, sondern auch für die Kommunen und insbesondere die Kommunalpolitik, an. Wir re-
gen daher an, dass der von Ihrem Haus geplante Beteiligungs- und Informationsprozess von 
unnötigem zeitlichen Druck befreit werden sollte. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Jochen von Allwörden 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
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